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Kennzeichnung allergener Stoffe in Lebensmitteln vernünftig regeln 


A. Problem 

Mit der bevorstehenden Änderung der Richtlinie 2000/ 13/EG plant der EU-Ge- 
setzgeber eine erhebliche Verbesserung der Kennzeichnung von Lebensmitteln. 
Durch eine Kennzeichnungspflicht soll der Verbraucher darüber informiert 
werden, ob allergieauslösende Substanzen in Nahrungsmitteln enthalten sind. 

Die Antragsteller begrüßen diese Neuregelung, fordern jedoch die Bundes- 
regierung auf, darauf hinzuwirken, dass Zutaten nur dann im Endprodukt auf- 
geführt werden, wenn sie - möglicherweise in veränderter Form und Menge - 
enthalten bleiben und wissenschaftlich nachgewiesen ist, dass sie allergische 
Reaktionen hervorrufen können. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 


C. Alternativen 

Annahme der Vorlage auf Drucksache 15/1227. 


D. Kosten 

Kosten wurden nicht erörtert. 
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Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 15/1227 abzulehnen. 


Berlin, den 2. Juli 2003 


Der Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 

Dr. Herta Däubler-Gmelin Gabriele Hiller-Ohm Julia Klöckner 

Vorsitzende Berichterstatterin Berichterstatterin 

Hans-Michael Goldmann 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Gabriele Hiller-Ohm, Julia Klöckner und 
Hans-Michael Goldmann 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 53. Sitzung am 
26. Juni 2003 den Antrag auf Drucksache 15/1227 zur 
federführenden Beratung an den Ausschuss für Verbrau- 
cherschutz, Ernährung und Landwirtschaft sowie zur Mit- 
beratung an den Ausschuss für Gesundheit und Soziale 
Sicherung sowie den Ausschuss für die Angelegenheiten 
der Europäischen Union überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Der EU-Gesetzgeber plant mit der Änderung der Richtlinie 
2000/1 3/EG eine Verbesserung der Kennzeichnung von 
Lebensmitteln mit dem Ziel, künftig darüber zu informie- 
ren, ob allergieauslösende Substanzen in Nahrungsmitteln 
enthalten sind. In einer Zusammenstellung im Anhang der 
Richtlinie sind die allergieauslösenden Produkte festgelegt. 
Danach sollen auch Zutaten, die in und zur Erzeugung, Ver- 
arbeitung, Haltbarmachung und Verpackung verwendet 
werden, sog. technische Hilfsstoffe, aufgeführt werden. 
Nach dem Richtlinienentwurf ist vorgesehen, dass beispiels- 
weise bei der Herstellung von Wein eingesetzte technische 
Hilfsstoffe, die aus einer Zutat mit allergenem Potential zur 
Weinklärung (z. B: Eiweiße) gewonnen werden und die im 
Enderzeugnis verbleiben, als Zutaten betrachtet und mit ei- 
nem deutlichen Hinweis auf die Zutat auf dem Etikett ange- 
geben werden müssen. 

Die Antragsteller fordern die Bundesregierung auf, darauf 
hinzuwirken, dass die Angabe von Klärungsmitteln in 
Weinen und anderen alkoholischen Getränken dann nicht 
erscheinen sollen, wenn wissenschaftlich nachgewiesen ist, 
dass sie keine allergischen Reaktionen hervorrufen. Darüber 
hinaus wird die Bundesregierung aufgefordert, auf eine 
zügige Verabschiedung der Änderung der Richtlinie 2000/ 
13/EG hinzuwirken sowie für ihre sofortige Umsetzung in 
nationales Recht in Zusammenarbeit mit den Ländern ein- 
zutreten. 

III. Stellungnahme der mitberatenden 
Ausschüsse 

Der Ausschuss für Gesundheit und Soziale Sicherung 
und der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäi- 


schen Union haben jeweils in ihren Sitzungen am 2. Juli 
2003 mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP die Ableh- 
nung der Vorlage empfohlen. 

IV. Beratungsverlauf im federführenden 
Ausschuss 

Der Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft hat den Antrag in seiner 18. Sitzung am 
2. Juli 2003 abschließend behandelt. 

Seitens der Koalitionsfraktionen wurde darauf hingewie- 
sen, dass die vorgesehene Deklarationspflicht für in der 
Richtlinie ausgewiesene Hilfsstoffe für Allergiker eine 
wesentliche Entscheidungshilfe sei, weil auch geringste 
Konzentrationen allergener Substanzen allergische Reaktio- 
nen auslösen könnten. Zudem sehe die Richtlinie eine Über- 
gangsfrist für den Nachweis der nichtallergenen Wirkung 
von Inhaltsstoffen vor. Der Antrag der Fraktion der CDU/ 
CSU greife daher zu kurz und sei zudem verfrüht, weil zu- 
nächst die Verabschiedung der Änderung der Richtlinie 
2000/1 3/EG durch das europäische Parlament abzuwarten 
sei. 

Die Fraktion der CDU/CSU wies daraufhin, dass für die 
Deklaration von Zusatzstoffen zur Information der Verbrau- 
cher und zum Schutz von Allergikern nur solche Stoffe in 
Betracht kämen, die im Endprodukt auch wissenschaftlich 
nachweisbar enthalten seien. Die Ausweisung von im Pro- 
duktionsprozess eingesetzten Hilfsstoffen, die im Endpro- 
dukt nicht enthalten seien, sei dagegen nicht sinnvoll und 
zielführend, weil sie die Verbraucher eher verunsichern. 

Die Fraktion der FDP unterstützt den Antrag der Fraktion 
der CDU/CSU. Er sei sachgerecht und zielführend. Dage- 
gen übersteige der Umfang der vorgesehenen Deklarations- 
pflichten in der Richtlinie ohne zusätzliche Erläuterungen 
die Interpretationsfähigkeit der Verbraucherinnen und Ver- 
braucher und ließe eine sachgerechte und lesbare Darstel- 
lung auf einem Etikett kaum noch zu. 

Der Ausschuss hat den Antrag auf Drucksache 15/1227 mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP abgelehnt. 


Berlin, den 2. Juli 2003 

Gabriele Hiller-Ohm Julia Klöckner Hans-Michael Goldmann 

Berichterstatterin Berichterstatterin Berichterstatter 
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